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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.	�wie sich der aktuelle Stand der Umsetzung der Vorhaben aus dem derzeiti-
gen Bundesverkehrswegeplan im Bereich der Straßen, gegliedert nach bereits 
durchgeführten, begonnenen und geplanten – mit Angabe des Planungsstands 
– sowie dem Realisierungshorizont der Maßnahmen darstellt;

2.	�wie sich die Ausstattung mit Vollzeitäquivalenten und die tatsächlichen Be-
setzungen der Stellen für Straßenplaner zur Realisierungen von Vorhaben nach 
dem Bundesverkehrswegeplan seit dem Jahr 2016 bei den einzelnen Regie-
rungspräsidien darstellt;

3.	�wie viele Einstellungen von Straßenplanern bei den einzelnen Regierungsprä-
sidien aufgrund offener Stellen derzeit im laufenden Verfahren bzw. geplant 
sind;

4.	�welche Ausbaupläne zur Schaffung von Planungskapazitäten sie bei den einzel-
nen Regierungspräsidien über alle Verkehrsbereiche hinweg verfolgt;

5.	�wie sich die Ausstattung mit Vollzeitäquivalenten und tatsächlichen Besetzun-
gen der Stellen für Straßenplaner zur Realisierungen von Landesstraßen und 
Radinfrastrukturen seit dem Jahr 2016 bei den einzelnen Regierungspräsidien 
darstellt.

20.5.2021

Dr. Jung, Scheerer, Haag, Haußmann, Brauer, Fischer, Hoher, Heitlinger, 
Dr. Timm Kern, Reith, Dr. Schweickert, Birnstock FDP/DVP

Antrag
des Abg. Dr. Christian Jung u. a. FDP/DVP

und

Stellungnahme
des Ministeriums für Verkehr

Umsetzung des Bundesverkehrswegeplans im Bereich  
der Straßen
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B e g r ü n d u n g

Eine leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur ist für das Land Baden-Württemberg 
als führender Wirtschaftsstandort in Europa unerlässlich. Hierbei hat die Reali-
sierung von Vorhaben nach dem Bundesverkehrswegeplan eine besondere Be-
deutung.

S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 16. Juli 2021 Nr. VM2-3941-4/3/2 nimmt das Ministerium für 
Verkehr im Einvernehmen mit dem Ministerium des Inneren, für Digitalisierung 
und Kommunen zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.	�wie sich der aktuelle Stand der Umsetzung der Vorhaben aus dem derzeiti-
gen Bundesverkehrswegeplan im Bereich der Straßen, gegliedert nach bereits 
durchgeführten, begonnenen und geplanten – mit Angabe des Planungsstands 
– sowie dem Realisierungshorizont der Maßnahmen darstellt;

Den aktuellen Stand der Umsetzung der Vorhaben aus dem derzeitigen Bundes-
verkehrswegplan im Bereich der Straße entnehmen Sie bitte der Anlage 1. 

2.	�wie sich die Ausstattung mit Vollzeitäquivalenten und die tatsächlichen Be-
setzungen der Stellen für Straßenplaner zur Realisierungen von Vorhaben nach 
dem Bundesverkehrswegeplan seit dem Jahr 2016 bei den einzelnen Regie-
rungspräsidien darstellt;

Die Vollzeitäquivalente und die im Jahr 2021 zur Besetzung vorgesehenen of-
fenen Stellen sind in Anlage 2 dargestellt. Zu nicht besetzten Stellen bzw. Stel-
lenanteile seit 2016 kann keine Aussage getroffen werden, da es sich bei der 
Straßenbauverwaltung bis Ende 2020 um eine Mischverwaltung handelte und der 
Aufwand für die Erhebung unverhältnismäßig groß wäre.

3.	�wie viele Einstellungen von Straßenplanern bei den einzelnen Regierungspräsi-
dien aufgrund offener Stellen derzeit im laufenden Verfahren bzw. geplant sind;

Die Anzahl der laufenden und geplanten Verfahren zur Einstellung von Straßen-
planer/-innen der einzelnen Regierungspräsidien entnehmen sie bitte der beige-
fügten Anlage 2.

4.	�welche Ausbaupläne zur Schaffung von Planungskapazitäten sie bei den einzel-
nen Regierungspräsidien über alle Verkehrsbereiche hinweg verfolgt;

Die Ausbaupläne zur Schaffung von Planungskapazitäten bei den einzelnen Re-
gierungspräsidien erfolgt im Rahmen der dem Straßenbau zugeordneten veran-
schlagten Haushaltstellen. Auf die Frage 3 wird verwiesen. Die Landesregierung 
hat das Ziel, die Straßenbauverwaltung weiter zu stärken und die zur Planung 
notwendigen personellen und finanziellen Ressourcen bereit zu stellen. Das Mi-
nisterium für Verkehr wird sich auch künftig dafür einsetzen, dass der Haushalts-
gesetzgeber die zur Aufgabenerledigung in der Straßenbauverwaltung erforder-
lichen Personalstellen in Fortführung des Stellenaufwuchsprogrammes zur Ver-
fügung stellt. 
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5.	�wie sich die Ausstattung mit Vollzeitäquivalenten und tatsächlichen Besetzun-
gen der Stellen für Straßenplaner zur Realisierungen von Landesstraßen und 
Radinfrastrukturen seit dem Jahr 2016 bei den einzelnen Regierungspräsidien 
darstellt.

Die Ausstattung der Vollzeitäquivalente und die tatsächliche Besetzung der Stel-
len für Straßenplaner/-innen zur Realisierung von Landesstraßen und Radinfra-
struktur seit dem Jahr 2016 sind in der beigefügten Anlage 2 dargestellt. Zu nicht 
besetzten Stellen bzw. Stellenanteile seit 2016 kann keine Aussage getroffen wer-
den, da es sich bei der Straßenbauverwaltung um eine Mischverwaltung handelt 
und der Aufwand für die Erhebung unverhältnismäßig groß wäre.

Hermann
Minister für Verkehr
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